
Bundessozialgericht

Az„= 4 RJ 265/65
Beschluß

in dem Rechtsstreif

Zugestellt Landesverslcherungsanstalt Rheinland—Pfalz‚vertreten durch
n 21„Mar21967 den Vorsitzenden der Geschäftsführung9 Speyer‚ HochhausE
Mäckenroth

ag0bersekretär
Es Urkundsbeemter

er Geschäfts—
stelle

Beklagte und Revisionsklägcrin„

g e g e n

'„ Freiburg (Breisgau)9 „‘
Kläger und Revisionsbeklegtero

Der 4„ Senat des Bundessozialgerichts hat am 1„März 3967
durch

Senatspräsident P e n q u i t t

* —Vorsitzender —
Bundesrichter s c h m "i t t
Bundesrichter Dr° E c k e r
Bunde33021alrichter B r i n k m a n n
Bundessozialrichter Dr„ H a t e s a u l

beschlossen:

1„ Die Verhandlung wird bis zur
Vo■%htscheidung des Gerichts

hofs der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft (EuG■l

über nachstehende Auslegungsfrage ausgesetzt„

Der EuGH wird gemäß Art„ 177 Abs° 1 Buchstoh, Abse 3

des Vertrags zur Gründung der Europäischen Wirtschafts—‚

gemeinschaft angerufen, vorab über die Frage zu ent_‘

scheiden:

Ist Art° 28 Abs„ 1 Buchst„ b der Verordnung Nr„ 3 des

Rates der Europäischen Wirtschaftsgemeinscheft über die

Soziale Sicherheit der Wandererbeitnehmer (EWG—VONr„5)

oder ist der Anhang G I Buchst„ B bis D zur EWG—VONrc 3

oder sind beide Vorschriften in Verbindung mitsinanderä

dahin auszulegen}‘
daß für die Entscheidung, ob nach deutschem Recht
Ersatzzeiten anzurechnen sind, Beiträge‚ die nach

den Vorschriften eines anderen Mitgliedsst■üt5 der

Eur0päischen Wirtschaftsgemeinscheft entrichtet sind‚

den Beiträgen nach den deutschen Rechtsvorschriften
gleichstehén ?
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Der Kläger war vor seinem Kriegsdienst nicht rentenversichert.

Im März ‘942 trat er in die deutsche Wehrmacht ein, geriet

später in französische Kriegsgefangenschaft und verpflichtete

sich im_Mai 1947 als Arbeiter in Frankreicha Dort war er bis

zu seiner Übersiedlung nach Deutschland im Februar «951 be—

schäftigt_
Nach seiner Erkrankung an Tuberkulose wurde ihm von Juli 1961

an Rente wegen Erwerbsunfähigkeit aus der deutschen Arbeiter—

rentenversicherung zugebilligt° Die Beklagte lehnte es jedoch

ab ’Bescheid vom 8„ März 1962)„ dem Kläger die Zeiten seines

Friegsdiensteg und seiner Kriegsgefangensohaft als Ersatz—

zeiten rentensteigernd gutzubringen. Für sie war maßgebend,

daß der Kläger nicht innerhalb von drei Jahren, nachdem er in

Frankreich ein ziviles Arbeitsverhältnis aufgenommen hatte, in

eine nach deutschem Recht rentenversicherungspflichtige Be—

schäftigung oder Tätigkeit eingetreten war (5 1251 Abs° 2 der

Reichsversicherungsordnung —RVO-)e

Der Kläger erhielt — neben der Rente aus der deutschen Renten—

versicherung — aus der französischen Rentenversicherung eine
Invalidenpension„ Dabei wurden Versicherungszeiten von 1947

bis Februar 1951 in Rechnung gestellt° ‘

Die Rente aus der deutschen Arbeiterrentenversicherung ist dem

Kläger nach seiner Genesung und Umschulung wieder entzogen wordenh

Die um Erhöhung dieser Rente erhobene Klage hat das Sozial—

gericht (SG) Freiburg durch Urteil vom 22° November 1962 ab“
gewissen° Das Landessozialgericht (LSG) Baden-Württemberg hat

dagegen mit Urteil vom 5« April l965 die Beklagte verurteiltn

in die Rentenberechnung die Ersatzzeiten von März 1942 bis

Mai “947 einzubeziehena Es nahm an, daß die Kriegsgefangen—

schaft nur bis zur Aufnahme des zivilen Arbeitsverhältnieses

in Frankreich im Mai 1947 gedauert habe; denn nach dem eigenen
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Vorbringen des Klägers sei er als "Freiarbeiter" nicht mehr

in einem Lager unter Bewachung festgehalten worden Die alsm

denn in der frenzo51schen Sozialver310herung verbrachten Bela

tragsmonate müßten jedoch in entsprechender Anwendung der

Vorschriften des Anhangs G I Bucbst° B bis D zur EWG—VONr„3

deutschen Beitragsse1ten gleichgestellt werden„ Dies recht—

fertige — wie auch das Bundessozialgericht fBSG3 in seinem

Urteil vom 28„ August 1964 —12 RJ 260/61 — (BSG 2'f, 271)

entschieden habe — die Abgeltung der unmittelbar vorhergeganw

genen Ersatzzeitenv

Das LSG hat die Revision zugelassen° Die Beklagte hat das

Rechtsmittel eingelegt und beantragt, das Bezufungsurteil

aufzuheben und die Berufung des Klägers zurückzuweisen;

hilfsweise bittet sie, zur Auslegung der — in Betracht komm

menden — eur0päischen Rechtsverschriften den EuGH anzurufen„

Sie meint, Ersatäzeiten seien gemäß Art° 27 EWG—VONr° 3 nur

für den Erwerb des LeistungsanSpruchs, also für die Erfüllung

der Wartezeit bedeutsame Bei der Berechnung der Rente seien

dagegen nur solche Zeiten in Ansatz zu bringen, die entweder

nach binnendeutschen Rechtsvorschriften zu beachten oder im

Anhang G I Buchst° B bis D zur EWG—VONr» 3 unmittelbar auf“

geführt seien„ Die Voraussetzungen beider Möglichkeiten sei—

en im Fall des Klägers nicht gegeben°

Der Senat hat die Verhandlung bis zur Vorabentscheidung des

EuGH über die in der Beschlußformel angegebene Auslegungs—

frage aus den folgenden Erwägungen ausgesetzt„

Für die Entscheidung des Rechtsstreits ist die Frage erheb—

lich, ob eine Beitragsleistung in einem anderen europäischen

Mitgliedstaat (hier: Frankreich) die Möglichkeit eröffnet9

nach deutschem Recht eine Eféatzzeit zu berücksichtigen„ ‘

Ersatzzeiten werden nach deutschem Recht nur im Rahmen einer!

bestehenden Versicherung berücksichtigt„ Entweder müssen

vor dem Ersatzzeitgeschehen Beiträge oder nachher innerhalb
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von drei Jahren Pflichtbeiträge zur Rentenversicherung ent—
richtet worden sein ’@ 1251 Abs“ 2 EVO; BSG 20, 184; 22,

2469 247)„

Die Antwort auf die Frage, ob dem Erfordernis bestimmter Bei—

tragsleistungen auch durch Beiträge in einem europäischen
Mitgliedstaat genügt wird, ist möglicherweise aus Art„ 27

Abs" 1 EWG—VONr° 3 'Vgl„ auch Art° 13 Abs') “ Buchst„ a
EWG—VLVr„ 4) zu entnehmen° In die gleiche Richtung scheint
Art„ 28 Abso 1 Buchst° b EWG—VO Nro 3 zu weisen, wo davon die

Rede ist, daß für die Leistungsberechnung sämtliche in hits

gliedstaaten zurückgelegten Versicherungs— und gleichgestell—

ten Zeiten von jeder staatlichen Versicherung so zu behandeln

sind, als fielen sie in die eigene Versicherung° Jedoch sol_

len bei der Festsetzung des einzelstaatlichen Leistungsanteils

nur die nach innerstaatlichem.Recht„jeweils anzuerkennenden

Vers1cherungszeiten und gleichgestellten Zeiten beachtet\wer—

den° Wie die Frage aus den angeführten Vorschriften zu beant—

worten ist9 erscheint zweifelhaft, wenn man Art„ 28 Abs„ 1

Buchst„ a EWG—VO Nr. 5 mit heranziehta Dort ist ausgespro»

chen, daß der Träger jedes Mitgliedstaats nach seinen RechtSe
vorschriften zu bestimmen hat, ob der Versicherte unter Be—

rücksichtigung der in Art„ 27 vorgesehenen Zusammenrechnung

der Zeiten die Voraussetzungen für den Anspruch auf die Leistung
erfüllt„ Aus den angeführten Rechtssätzen hat das BSG bislcng

gefolgert, daß die Gesamtheit der nach europäischem Recht zu

respektierenden Versicherungs— und gleichgestellten Zeiten
nicht größer sei, als sich aus einer Addition der Zeiten ergebe,

die unmittelbar nach den einzelnen mitgliedstaatlichen Rechts—
ordnungen zu beachten sind (V810 BSG 21, 271, 275; 229 246, 250)c

Dieser Rechtsauffassung neigt auch der erkennende Senat zu„ Ihm

erscheinen die Vorschriften der Art. 27 und 28 Abs, ? Buchst„ a

EWG—VONr° 3 lediglich als eine besondere Form der Zusammen—

rechnungsklausel, wie sie in zwischenstaatlichen Sozialversiche—

rungsabkommen üblich ist„ Freilich rechtfertigt der Wortlaut

diese Interpretaition nicht mit aller Klarheit°
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Anders verhält es sich indessen mit der Rechtsgestaltung
für Ausfallzeiten und Zurechnungszeiten (55 1259, 1260 EVO),

Dazu ist auf Anhang G I Buchst° B Nr° 1 zur EWG—VONr. 5

in der Fassung des Art. 6 der VO Nr- 130/63 des Rates der
Europäischen Wirtschaftsgemeinscheft vom 18„ Dezember 1963

hinzuweisen° Dort ist ausgesprochen, daß für die Anrechnung
von Ausfallzeiten oder Zurechnungszeiten "die nach den

Rechtsvorschriften eines anderen Mitgliedstaats entrichteten;

Beiträge und der Eintritt in die Versicherung eines anderen \

Mitgliedstaats den Beiträgen nach den deutschen Rechtsver—

schriften und dem Eintritt in die deutsche Rentenversicheruüé

gleichstehen"„ In dieser Bestimmung hat nun der 12° Senat

des BSG in dem in BSG 21, 271 'abgedruckten Urteil die Aus“
prägung des allgemeinen Rechtsgedankens gesehen, daß für sein

che Zeiten, für die zur Anerkennung als Versicherungszeit
{

eine vorhergehende Beitragszeit verlangt wird, Beiträge i@‘

anderen Mitgliedstaaten den deutschen Sozialversicherung5—=

beiträgen gleichstehen° — Das gleiche müßte auch für den

Fall gelten, daß eine nachfolgende Beitragszeit erforderlich

ist" - Der 12. Senat des BSG hat dahu ausgeführt, daß ein{
ausdrücklicher Ausspruch im Sinne des Von ihm angenommenen

Grundgedankens behüglich der Ersatzzeiten nur versehentlichä

unterblieben sein könne; Die Gleichheit der Interessenlagezi
rechtfertige auch‘für die Ersatzzeiten die Übernahme der“

oben erwähnten Regelungo Dafür sprächen auch die Vorschrifl

ten in den Buchst° C und D‘desxAnhangs G I° ‚Der 12„ Senat

war sich seiner Auffassung so sicher, daß er glaubte, von
einer Anrufung des EuGH absehen zu können° Der 10 Senat des

BSGhat in seiner inkBSG22, 246veröffentlichten Entschei—
dung die Erwägungen des 12. $e■ats zwar erWähnt‚ aber offen

gelassen, ob er ihnen folgen würde„

Der jetzt erkennende Senat hält es für geboten, sich vor
allem auch wegen dieser Auslegung an den EuGH Zu wenden°
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Die Pedenken gegen die erwähnte Auffassung richten sich nicht

dagegen, daß die Interpretation des Anhangs G I Buchstn B bis D

zur EWG—VONr„ 5 über das hinausgeht, was der reine hortlaut

ergibta Wenn auch im zwischen» und überstaatlichen Recht dem

Wortlaut der Rechtssätze ein erhöhtes Gewicht beizumessen ist

und namentlich die Analogie im allgemeinen unangebracht sein

dürfte, weil sonst in die staatliche Entscheidungsfreiheit

eingegriffen würde, so wird dies doch nicht in gleichem Maße
für die Sinnermittltng europäischer Rechtsvorschriften zu gel—

ten habeno Gegen eine analoge Anwendung des Anhangs G I Buchst„

B bis D zur EWG—VGNr. 3 kann jedoch Sprechen, daß man es bei
diesen Bestimmungen mit Ausführungsvorschriften zu tun hat,

die auf bestimmte Singularnormen hinweisen und nur darauf
abgestellt sind„

Am ehesten könnte im Buchsta B des Anhangs G I zur EWG—VONr„3

ein der Verallgemeinerung fähiger Grundsatz zu finden sein„
Es fällt jedoch auf, daß dort nur die in den Mitgliedstaaten

"entrichteten Beiträge" und nicht —wie etwa sonst —Versiche—
rungs—9 Beschäftigungs— oder gleichgestellte Zeiten angeführt

werden° Das läßt die Überlegung aufkommen, daß diese Rechts—

norm nur mit ganz bestimmten Vorschriften des deutschen Renten—

versicherungsrechts in Verbindung zu bringen ist. In der Tat

wird denn auch bei der Ermittlung der sogenannten Halbdeckung

für die Anrechnung von Ausfall- und Zurechnungszeiten (95 1259

Abs0 3 und 1260 Abs„ 1 Satz 2 EVO) speziell auf die Menge der
aufgewendeten Beiträge abgestellt° Noch stärker weist in die«

selbe Richtung das Merkmal des "Eintritts in die Versicherung"„

Damit wird auf eine Eigenart der für Ausfall— und ZurechnungsW

zeiten gegebenen Regelungen hingewiesen° Demgegenüber kommt

es für Ersatzzeiten nicht auf den Eintritt in die Versicherung

sondern darauf an, ob eine rentenversicherungspflichtige Ee—

schäftigung oder Tätigkeit in bestimmter Folgefrist begonnen

wurde (@ 1251 Abs“ 2 EVO)„

-'7„.

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_ 7 _

Sucht man nach dem den Vorschriften in Buchst„ B bis D des
Anhangs G I zur EWG-VO Nr° } gemeinsamen Gedanken, so kann
dieser enger verstanden werden, als er vom 12„ Senat ent—

wickelt werden ist° Iiese Vorschriften mögen durch die Er„
wägung verbunden sein, daß bestimmte Anspruchsnormen des

deut80hen Rentenversicherungsrechts eine gewisse Dichte von
Versicherungszeiten erfordern, sei es die Dichte innerhalb
des GesamtversiCherungsverlaufs — so bei der sogenannten Halbe

deckung - oder innerhalb einzelner Kalenderabschnitte - wie
bei Aufrechterhältung der Anwartscheft„ Diesem Erfordernis

einer Mindestmenge von Versicherungszeiten (BUChSt" B und D)
soll durch Versicherungszeiten in mehreren Mitgliedstaaten

entsprochen werden können» Die Überlegungen des 12„ Senats

führen aber darüber hinaus und betreffen den Bestand der
Versicherung überhaupto Sie weiten den Inhalt der genannteää

Normen dahin aus, daß die Versicherung zugleich stets in dei?

einen*wie in dem anderen Staat bestehen soll: Die Versiche—
rung soll schon deshalb in einem Staats —

ohne jede BEitragä““

leistung zu dessen Versicherung - begründet woräen sein, weil

Beiträge zur Verßicherung eines anderen Staates entrichtet

werdensind» Auchin Buchsto(: desAnhangsGI zur EWG—«VÖ
Nr„ 3 wird nur auf\eine Besonderheit\d93 deutschen Rechts„

nämlich die R?ntenberechnung nach @ 1255 Abs‘ 4 RVOBezug*
genommen° Die ersten fünf Kalenderjahre seit dem Eintritt

in die Versicherung sollen für die Ermittlung der Renten“
bemessungsgrundlage ausgespart bleiben, weil in diesen Jahre■

der Arbeitsertrag der Versicherten erfahrungsgemäß unter dem
Normalverdienst liegt° Diese Erwägung steht mit dem Bewe3*

grund, der zu dem Ausgleich durch Anrechnung
von Ersatßzeite■

führt, in einem nur sehr lockeren Zusammenhang° Der Senat

vermißt eine hinreichende Rebhtsähnlichkeit der Sachverhaite

Und Tatbestän■eo “Es drängt sich nicht der Gedanke auf, daß
“fremde“ Beiträge bei der Ersatzzeitsnrechnung ebenso be—
rücksichtigt werden müssen*wie bei der Ermittlung der Rentenr

bemessungsgrundlage°
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Gegen die Auffassung des 129 Senats kann schließlich ein—

gewendet werden, daß die Buchst„ B bis D des Anhangs G I

zur EWG—VONr„ 5 sich ausschließlich auf deutsche Rechts“
vorschriften beziehen° Eine Regelung der Frage, ob und

unter welchen Voraussetzungen Beiträge in einem Staats An—
knüpfungskriterien für Ersatzzeiten in einem anderen Staate

sein können, sollte man unter den allgemeinen Normen erwar—
ten° Es‘wäre ungewöhnlich, wenn ein solch bedeutungsvoller

Grundsatz, wie der, um den es hier geht und der nicht nur
für die innerdeutsche Rechtsanwendung allein maßgebend sein

könnte, lediglich in nachgeordneten Ausführungsbestimmungen

enthalten wäre und aus diesen sogar nur mittelbar gefolgert
werden könnten

Der Unterschied zwischen den Ersatzzeiten einerseits und den

Ausfall» und Zurechnungszeiten andererseits kann eine unter-

schiedlicheRegelung auch im überstaatlichen Recht verständlich

erscheinen lassen° Es kann eine differenzierende Regelung

veranlaßt haben, daß die Ursachen für den Beitragsausfaii

einmal - bei den Ersatzzeiten — in politischen und wirtschaft—

lichen Geschehnissen zu suchen sind, die in den Verantwortungs—

bereich des betreffenden Staates fallen, zum anderen - nament—

lich bei den Ausfallzeiten — mehr der eigenwirtschaftlichen

Sphäre des Versicherten zuzurechnen sind„ Die größere Passi—

vität des europäischen Gesetzgebers bei den Ersatzzeiten kann
auch dadurch motiviert sein, daß Ersatzzeiten im großen und

ganzen an vergangene Ereignisse anknüpfen: Ausfall— und Zu—

rechnungszeiten aber auch in der Zukunft verwirklicht werden \
können° Das Bedürfnis nach einer Lösung mag im letzteren Falle

dringender erschienen sein" Der Auf0pferungstatbestände, die

sich in den Ersätzzeittatsachen widerspiegeln, hat sich der

deutsche Geset2geber auch nicht allein in den Versicherungs—

gesetzen sondern vornehmlich im Laatenausgleichsrecht, Ent—

schädigungsrecht‚ Verfolgtenrecht, Kriegsopferrecht usw„ an—

genommen„
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Die Voraussetzungen einer Vorabentscheidung durch den EuGH

Sind gegeben, weil eine Handlung eines Organe der Gemein-

schaft, nämlich eine Verordnung des Rates der EWG auszulegen

ist (Art° 177 Abs° 1 Buchst„ b, Art„ 189 Abs° “ und 2 des

Vertrags zur Gründung der EWG)o Die Entscheidungserheblich—

keit der Vorlagefrage ergibt sich aus folgendem:

Nach deutschen Rechtsvorschriften allein besteht keine Handa'

habe, die Zeiten des Kriegsdienstes und der
Kriegsgefangen;

schaft des Klägers als Ereatzzeiten anzurechnen (@ 1251

Abs„ 2 Buchst° a EVO)„ Das folgt daraus, daß der Kläger

nicht innerhalb von drei Jahren eine Beschäftigung oder Tät

tigkeit aufnahm, die nach Bundesrecht rentenversicherungs-

pflichtig war und für welche Beiträge entrichtet werden sihä£

Oder als entrichtet gelten (@ 125o Abs° 1 Buchst° a; BSG 20%

184)° Ein solches Beschäftigung8Verhältnie begründete er

Zum ersten Mal im Mai 1951» Die in Betracht kommenden Er

eatzzeiten waren aber bereits 1947 zu Ende gegangen„ Zu

dieser Zeit war der Kläger allerdings noch nicht wieder in

der Bestimmung seines Aufenthaltscrts völlig frei„ Im bei

eonderen war er an der Ausreise ans Frankreich gehinderta

Diese Tatsache bedeutet —für sich allein genommen „ jedoch

nicht, daß seine Kriegsgefangenschaft fortbestsnd (vgl„

BVerwG in_NJW 19589 275)° Der Begriff der Kriegsgefangen—‘

schaft hat nicht für alle Fälle die gleiche Bedeutung„ Nach
der aus dem Völkerrecht in die Legdldefinition des @ 2 Abs„

%atz 1 des Kriegsgefengenen-Entschääigungsgesetzes in derw‘

Fassung vom Bf Dezember 1956 — BGBl I 907 /vgl„ auch BSG 133

16; 15, 147, 150) - übernommenen Erläuterung sind Kriegs—

eefangene diejenigen Deutschen, die wegen militärischen oder“
militärähnlichen Dienstes gefangen genommen und von einer
ausländischen Macht festgehalten Wurden oder werden„ Hie33u5

ist sefolgert Würden, der Tatbestand der Kriegsgefangenschas■t

Werde erst durch Freilassung oder Heimschaffung beendet„ De-

gegen sei der Status des Kriegsgefangenen nicht dadurch au■«

-■g-
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gehoben worden, daß der Gefangene im Gewahrsamsland ein Ar—

beitsverhältnis als sogenannter freier Arbeiter eingegangen
sei„ Da er nicht die Wahl gehabt habe zu entscheiden, ob er
im Gewahrsamsland bleiben oder nach Deutschland zurückkehren

wolle, wird seine Überführung in ein freies Arbeitsverhältnis

nicht der Freilassung gleicherachtet (vgl° BVerwG in NJW 4958,
1056)° Diese Deutung ist für das Recht der Kriegsopferversor-

gung dahin eingeengt werden (vgl° ESG 5. 268; 15„ l6)„ daß

Kriegsgefcngener nicht mehr gewesen sei, wer sich in einem

— nach arbe1tsreohtlichen Vorschriften zu beurteilenden — Ar—

beitsverhaltn15 befunden und dem Schutz der Sozialyersichemung
unterstanden habe, Ob diese Ansicht generell auf @ 1251 Abs„1

Nr: ! EVO zu übertragen ist, kann dahingestellt bleiben° Für
die Rechtssituut10n, die durch Art° 5 5 1 der 4« Zusatzverein—

barung zum Allgemeinen Abkommen zwischen der Bundesrepublik

Deutschland und Frankreich über die Soziale Sicherheit vom
lo„ Juli 4950 (BGBl II 19519 177, 195) geschaffen worden ist,

hat sie zu gelten° Dies kommt in der Vereinbarung selbst zum

Ausdruck, indem dort von den "zu freien Arbeitnehmern geworde-

nen ehemaligen deutschen Kriegsgefangenen" die Rede iSt» Vor
allem macht es die materielle Regelung in der Vereinbarung ent

behrlich, von Ersatzzeiten zu sprechen; denn die deutsche hen—

tenversicherung'hat insoweitwwie für deutsche Versicherungs—

zeiten einzustehen° Diese "deutschen zivilen Arbeitskräfte"

haben “vom Zeitpunkt ihrer Rückkehr in die Bundesrepublik

Deutschland von den deutschen Versicherungsträgern die Leistung

gen" zu erhalten, "auf die sie Anspruch hätten erheben können,

wenn die in der Bundesrepublik geltende Gesetzgebung über Sozial—

vers1cherung auf sie während ihrer Beschäftigungszeit in Frank—
reich anwendbar gewesen wäre"c Diese deutsch—französische Ver—

einbarung ist ungeachtet der EWG—V0en Nr° 3 und 4 anwendbar

geblieben (vgl° Art. 6 Abs° 2 Buchst° e EWG—VONr„ 5)„ Sie

gestattet jedoch keine dem Kläger günstige Entscheidung. Denn

ihre Rechtswohltat ist nur denjenigen zugedacht‚ die Frankreich
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noch vor dem 1„ Januar 1951 verlassen haben (so Art„ 3 5 1

Abs° 1 der 4‚ Zusatzvereinbarung). Der Kläger ist hingegen
erst im Februar 1951 in die Bundesrepublik gekommenc Des—

halb hat denn auch der französische Versicherungsträger

seine Leistungsverpflichtung aus den Beitragszeiten von

1947 bis Februar 1951 zu Recht anerkannt°

Die Rechtsposition des Klägers ist mithin nach den Vorschrif—

ten des EWG—Rechts zu klären„
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